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¡ ARD 6481/s/2016

Die Auswirkungen des Arbeitsrechts-linderungs-
gesetzes 20L5 in der Praxis

Das jùngst in Kraft getretene Arbeitsrechts-Anderungs-
gesetz 201-s (BGBI 120L5/L52, ARD 6480/7/201-6) sieht we-
sentliche Änderungen des Arbeitsvertragsrechts und des

Arbeitszeitrechts vor, die großteils mit 1. 1-. 2016 (und teil-
weise mit 29. 12. ZO1S) wirksam wurden. Die Anderun-
gen wurden von Arbeitnehmerseite und Gewerkschaft
aufgrund des damit verbundenen, erhöhten,,Schutzstan-
dards" sehr positiv aufgenommen, bringen aber in ein-
zelnen Punkten auch mehr Flexibilität fùr Arbeitgeber.
Der folgende Beitrag soll nicht nur über die wichtigsten
Neuerungen des Gesetzes informieren, sondern vor al-
lem erläutern, welche konkreten Folgen diese Änderun-
gen in der Praxis haben, und Hinweise geben, worauf in
diesem Zusammenhang nunmehr in Arbeitsbeziehun-
gen besonders zu achten ist.

1. ÄnderungenimArbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz

Die für die Praxis bedeutsamsten Anderungen des AVRAG durch

das Arbeitsrechts-Änderu ngsgesetz 2015 si nd folgende:

L.1. Betragsmäßige Angabe des Grundgehalts
oder -lohns im Dienstzettel

5 2 Abs 2 Z 9 AVRAG schrieb bereits bislang eine betragsmäßige

Angabe des Anfangsbezuges, getrennt nach Grundgehatt bzw
-tohn, vor. Zudem waren (und sind) im Dienstzettel die weiteren
Entgeltbestandteite (wie zB Sonderzahlungen) und deren Fältig-

keit auszuweisen. Nach 5 2 Abs 5 AVRAG bestand jedoch bisher

die Mögtichkeit, anstelle der erwähnten Angaben im Dienstzet-

tel auf die für das Arbeitsverhältnis jeweils geltenden gesetzli-

chen oder kollektiven Gehalts- bzw Lohnvorschriften zu verwei-

sen, wovon ein ganz wesentlicher Teil der Arbeitgeber Gebrauch

machte. Für ab 29. 12.2OLS neu auszustellende Dienstzettel gitt

demgegenüber, dass in diesen verpflichtend die betragsmäßige
Höhe des laufenden Grundgehalts oder -lohns auszuweisen ist.

Wie bisher sind auch die weiteren Entgeltbestandteile und deren

Fältigkeit im Dienstzettel anzuführen. Ein Verweis auf die für das

Arbeitsverhältnis geltenden gesetzlichen oder kotlektiven Ge-

hatts- bzw Lohnvorschriften gemäß 5 2 Abs 5 AVRAG ist nur mehr

hinsichtlich der sonstigen Entgeltbestandteile, nicht aber in Be-

zug auf das Grundgehatt oder den Grundlohn zulässig.

ln den Gesetzeserläuterungen wird zum Hintergrund dieser
Regetung darauf hingewiesen, dass diese Anderung der größe-

ren Transparenz von Entgeltvereinbarungen geschutdet ist. So

weit, so gut bzw in puncto lnteressenlage nachvoltziehbar. Doch

was ist mit künftigen Gehaltsentwicklungen? Eine Änderung des

Grundgehalts oder -lohns ist dem Arbeitnehmer laut 5 2 Abs 6
AVRAG schriftlich spätestens einen Monat nach ihrem Wirk-

samwerden mitzuteilen. Der Versuch des Gesetzgebers, durch

die betragsmäßige Angabe des Grundgehalts bzw -lohns mehr
Transparenz zu schaffen, scheitert aber daran, dass die lnfor-
mation über Ânderungen desselben (anders als die ursprüngli-
che Angabe, die wie erwähnt verpflichtend ist) dann unterblei-
ben kann, wenn die Anderung des Grundgehalts oder -lohns

durch gesetzliche oder kollektive Gehalts- bzw Lohnvorschriften
erfolgt, auf die gemäß 5 2 Abs 5 AVRAG verwiesen wurde, oder
wenn sich die Änderung unmittetbar aus der dienstzeitabhängi-
gen Vorrückung des Arbeitnehmers in derselben Verwendungs-

oder Berufsgruppe ergibt (zB durch Biennalsprünge). Die Ânde-

rung des Grundgehatts oder -tohns durch einen Wechsel der Ver-

wendungs- oder Berufsgruppe innerhalb des anzuwendenden

Kotlektivvertrages ist h i ngegen a uszuweisen.

ln der Praxis wird die erwãhnte Regelung wohl dazu führen,

dass die Arbeitgeber als ,,Grundgehatt bzw -lohn" das kottektiv-

vertragliche Mindestentgett für den entsprechenden Arbeitneh-
mer betraglich ausweisen werden, wie dies bisher häufig durch

entsprechende Verweise auf den Kollektiwertrag gehandhabt

wurde. Dadurch wird einerseits mehr vertragliche Klarheit ge-

schaffen und gleichzeitig für Überstundenarbeit (bei entspre-

chender Vereinbarung - siehe dazu auch in Pkt 1.5. die Rege-

lung in puncto All-in-Verträge) der maximal mögliche finanzielle

Spielraum für den Arbeitgeber genutzt. Das Gesetz nimmt in 5 2

Abs2Z 9 AVRAG (id F der Novette) zwar nicht ausdrücktich auf kot-

lektivvertragliche Rechtsquelten Bezug, insbesondere aus der

Zusammenschau mit 5 2 Abs 5 und 6 AVRAG wird aber klar, dass

mit,,Gru ndgehatt bzw -tohn" vom Gesetzgeber wohI nichts ande-

res gemeint ist als jenes Gehalt, das grundsätzlich vom KoItektiv-

vertrag (anhand der jeweiligen Einstufung in Verwendungsgrup-

pen etc) festgelegt wird.
Die weiter oben beschriebene Anderung des Gesetzes bedeu-

tet aber auch, dass bei Zahtung des kollektivvertragtichen Min-
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destentgelts und dessen auf Kollektivvertrag basierender Erhö-

hung bzw bei Zahlung eines höheren Entgelts und kollektiwer-
traglicher lst-Lohn-Erhöhung keine entsprechende Information
an den Arbeitnehmer ergehen, ihm atso die betragsmäßige Än-

derung seines Grundgehatts oder -tohns in diesem Fall nicht mit-
geteilt werden muss.

Die vom Gesetzgeber intendierte ,,erhöhte Transparenz" be-

steht somit inkonsequenterweise nur so lange, bis die erste An-
derung des Grundgehalts oder -lohns durch den jeweils anwend-
baren Kollektiwertrag erfolgt, dh in der Regel maximal ein Jahr
lang. Das zeigt die Lückenhaftigkeit der vorgenommenen Ande-
rungen und der damit bezweckten Erkennbarkeit der jeweitigen

Überzahlung für die betroffenen Arbeitnehmer. Bei einzetvertrag-
licher Erhöhung des Grundgehalts oder -lohns hat aberjedenfa[[s
eine diesbezügliche Mitteilung an den Arbeitnehmer zu erfolgen.

1.2. Stärkere Beschränkungen betreffend
. (wirksame) Konkurrenzklauseln

Die Mögtich keit derVereinba ru ng einer Konkurrenzklausel wu rde
mit 29. 12.2015 für Neuabschlüsse von Verträgen gegenüber

den bisherigen gesetzlichen Regelungen weiter eingeschränkt.
Sowohl 5 36 Abs 2 AngG als auch 5 2c Abs 2 AVRAG sehen nun-
mehr vor, dass Konkurrenzklauseln nur noch gegenüber sotchen
Arbeitnehmern wirksam sind, deren Monatsbezug über dem
20-fachen der täglichen ASVG-Höchstbeitragsgrundlage [iegt;
diese Entgeltgrenze liegt damit für das Jahr 20f6 bei € 3.240,-.
Nach der bistang geltenden Rechtslage lag die Grenze noch beim
17-fachen der tägtichen ASVG-Höchstbeitragsgru ndlage.

Bei der Ermittlung des maßgeblichen Entgelts ist auch nach
der Novelte weiterhin vom ,,fiir den letzten Monøt des Arbeits-
verholtnisses gebührenden Entgelt" auszugehen. Nach ständi-
ger Rechtsprechung ist der Bemessung der weite Entgettbegriff
des Arbeitsrechts zugrunde zu legen und das jeweilige Entgelt in

Anlehnung an die von der Lehre gebitligte, ständige Rechtspre-
chung zu 5 23 Abs 1 AngG zu ermitteln. Klargestellt wird in den
Erläuterungen zum Arbeitsrechts-Anderungsgesetz 2015 alter-
dings, dass entgegen der bisherigen Rechtsprechung (siehe ins-
besondere OGH 11. 5. 2010, 9 ObA 154/09a, ARD 60841212010) bei
der Ermittlung der Entgeltgrenze attfättige (atiquote) Sonder-
zahlungen außerAcht zu lassen sind.

Überdies wurde im Rahmen der Novelle in 5 2c Abs 5 AVRAG

ausdrücktich klargestellt, dass eine für den Fall des Zuwiderhan-
delns gegen eine Konku rrenzkta usel verei n ba rte Konventional-
strafe nur insoweit wirksam ist, als diese nicht sechs Netto-
Monatsentgelte übersteigt. Sonderzahtungen sind bei der ent-
sprechenden Ermittlung des Netto-Monatsentgetts außer Acht
zu lassen.

Für die Praxis bedeutet die erwähnte Änderung somit eine
Anhebung der maßgeblichen Entgeltgrenze auf zweifache
Weise, die offenbar bewirken solt, dass erst die Gruppe über-
durchschnitttich gut verdienender Arbeitnehmer in ihrer be-
ruflichen Mobilität durch eine Konkurrenzktausel wirksam be-
schränkt werden kann.
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S 36 Abs 2 AngG bzw S 2c Abs 2 AVRAG stellen jedoch - aus

der Sicht der Praxis durchaus sinnvoll - für die Bemessung wei-
terhin auf das ,,für den letzten Monot des Arbei.tsverholtnlsses ge-

bührende Entgelt" ab. Auch dieVereinbarung einer Konkurrenz-
klausel mit jenen Arbeitnehmern, deren Gehatt bei Vertrags-
beginn oder bei erstmaliger Aufnahme einer solchen Klausel in

den Arbeitsvertrag ab 29. 12. 2015 noch (uU auch weit) unter
der Entgeltgrenze von € 3.240,00 liegt, ist damit weiterhin zu-

lässig. Diese Vorgehensweise ist aus Arbeitgebersicht jeden-

falls zu empfehlen, weil das Entgelt im Rahmen eines länger
dauernden Arbeitsverhältnisses auch erheblich ansteigen kann,
die Vereinbarung einer Konkurrenzklausel erst bei entsprechen-
der Gehaltssteigerung in aller Regel aber nicht erfolgt bzw nicht
einseitig mögtich ist und daher derartige, uU auch tangjährige
Arbeitsverhältnisse mit Fü hru ngskräften bei Vertragsbeend igu ng

regelmäßig keine Konkurrenzklausel aufweisen, wenn es nicht
im Rahmen einer Beförderung oÂ zum Abschluss eines neuen
Vertrages kommt. Entscheidend für die Wirksamkeit der Konkur-
renzklausel ist btoß, dass das Entgelt den oben erwähnten Be-

trag bei Vertragsende ü berschreitet.
Das höhere Monatsentgelt ist mangets abweichender Rege-

lung im Gesetz bzw gegenteitiger Rechtsprechung grundsätzlich
auch dann relevant, wenn es erst kurze Zeit vor Beendigung des
Vertrages realisiert und erst dadurch die Entgettgrenze für das
Wirksamwerden der vereinbarten Konkurrenzklausel überschrit-
ten wird.

Die gesetzliche Klarstetlung betreffend die maximale Höhe
der für den Fal[ des Zuwiderhandelns gegen eine Konkurrenz-
klausel zulässig vereinbaren Konventionalstrafe wird in der Pra-

xis wohl dazu führen, dass seitens derArbeitgeber diese Höchst-
grenze generell im Dienstvertrag vorgesehen wird, wle dies re-
getmäßig auch betreffend die l-Jahres-Grenze für Konkurrenz-
klauseln geschieht. Damit könnte derVersuch, hier mehr Klarheit
zu schaffen, nach hinten losgegangen sein, weil der Arbeitge-
ber den Ball auch weiterhin an den Arbeitnehmer zurückspie-
len kann und sich dieser so wie bisher an das Gericht wenden
muss, sollte er der Ansicht sein, dass ihn die Höhe der Konven-
tionalstrafe in seiner Mobilität zu sehr einschränkt. Bereits bis-
lang waren Konventionalstrafen im Ausmaß von mehr als sechs

Monatsentgetten in Dienstverträgen aufgrund des richterlichen
Mäßigungsrechts und der dazu ergangenen Judikatur eher sel-
ten (bzw wurden in Gerichtsverfahren regelmäßig reduziert) und
erfolgten im Rahmen von Gerichtsverfahren abhängig vom Ein-

zetfall doch immer wieder Herabsetzungen auf einen geringeren

Betrag als sechs Monatsentgelte.

1.3. Ausweitung der Úberprüfung von Konventional-
strafen

Mit dem Arbeitsrechts-Anderungsges etz 2015 erfotgte auch eine
Klarstellung dahin gehend, dass dem richtertichen Mäßigungs-
recht nicht nur Konventionalstrafen im Zusammenhang mit Kon-

kurrenzklauseln unterliegen, sondern auch in sonstigen Fällen
vereinbarte Konventionalstrafen. Die bisher in 5 2c Abs 6 AVRAG
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enthaltene Regelung wurde in 5 2e AVRAG neu geregelt und dort -
ähntich wie in 5 38 AngG - ohne Einschränkung festgehatten,

dass mit Arbeitnehmern vereinbarte Konventionalstrafen gene-

rell dem richterlichen Mäßigungsrecht unterliegen.
ln der Praxis wirkt sich diese Neuregetung dahin gehend aus,

dass Arbeitnehmer, die eine Konventionalstrafe auf deren Ange-

messenheit hin überprüfen lassen wollen, künftig nicht mehr das

Risiko tragen, dass die Geltung des richtertichen Mäßigungsrech-

tes außerhalb der in 5 3B AngG geregelten Fätle im Verfahren uU

in Zweifel gezogen wird (was schon bisher soweit ersichtlich set-

ten der Falt war), sondern Gegenstand des Verfahrens nur noch

die Angemessenheit der Strafe ist.

1.4. Einschränkung von Ausbildungskosten-
rückersatzklauseln

Seit 29. 12.2015 ist bei neu abgeschlossenen Vereinbarungen
zum Ausbildungskostenrückersatz gemäß 5 2d Abs 3 Z 2 AVRAG

zu beachten, dass deren maximal zulässige Bindungswirkung
von fünf auf grundsätzlich vier Jahre verkürzt wurde. Zudem

wurde eine zwingende monatliche Aliquotierung eingeführt
und ist daher die bisher häufig vereinbarte jährtiche Aliquotie-
rung des Ausbildungskostenrückersatzes nicht mehr zutässig.

Für die Praxis hat diese Änderung insofern wesenttiche Be-

deutung, als nach der Rechtsprechung des OGH für jede Aus-

bildung eine eigene Rückersatzvereinbarung getroffen werden
muss (vg[ OGH 21. L2.20L1,9 ObA 12511li, ARD 62091112012) -
was noch immer nicht atlen Arbeitgebern bekannt sein dürfte -
und die betrieblichen Fort- bzw Weiterbildungen in den letzten

Jahren wesentlich zugenommen haben. Auch bei bereits be-

stehenden Dienstverhältnissen mit einer atlgemeinen Rücker-

satzregelung im Dienstvertrag ist daher für alte weiteren Ausbi[-

dungen eine Vereinbarung nach den erwähnten Vorgaben zu

treffen, soll ein wirksamer Rückersatz vorgesehen werden. Die

Verkürzung der Bindungswirkung führt in der Praxis dazu, dass

der Arbeitnehmer bereits früher als bisher von der Rückersatz-
pfticht befreit wird und ihn bei einer Selbstkündigung im fünften
Dienstjahr daher keine Ersatzpflicht trifft.

Die wirtschaftliche Belastung des Arbeitnehmers nimmt zu-

dem auch dadurch ab, dass zwar der Rückersatzbetrag auf vier
statt auf bislang (maximat) fünf Jahre aufzuteiten ist, der Be-

trag innerhalb dieser vier Jahre aber zwingend monattich ali-
quotiert werden muss. Die Abnahme der wirtschafttichen Betas-

tung des Arbeitnehmers bedeutet umgekehrt eine Zunahme je-
ner des Arbeitgebers etwa für den Fall der Setbstkündigung des
Arbeitnehmers, die gerade bei teuren Weiterbitdungen beträcht-
lich sein kan n, weiI der Arbeitgeber n icht meh r den Betrag fü r ein
Jahr, sondern abhängig vom Zeitpunkt des Ausscheidens nur
noch fürdie jeweitigen Monate aliquotfordern kann.

1.5. Getrennte Angaben bei AII-in-Verträgen

5 29 AVRAG (idF der Novelle) nimmt Bezug auf die bereits oben
ertäuterte Änderung des 5 2 Abs 2 Z 9 AVRAG und stetlt damit

THEÃI1A * ARBEiTSRECHT

klar, dass bei neuen All-in-Vereinbarungen ab 1. 1. 2016 eine
betragsmäßige Nennung des Grundlohns oder Grundgehalts
im Arbeitsvertrag oder im DienstzetteI zu erfotgen hat. Ats Fotge
eines Verstoßes gegen die Verpftichtung nach 5 2 Abs 2 Z 9 AVRAG

sieht 5 29 AVRAG nunmehr einen Anspruch des Arbeitnehmers
auf jenes Grundgehalt bzw jenen Grundtohn einschließlich der
branchen- und ortsübtichen Überzahlungen vo6 der am Arbeits-
ort vergteichbaren Arbeitnehmern von vergleichbaren Arbeitge-
bern gebührt.

ln der Praxis ist im Zusammenhang mit der Neuregelung frag-
lich, wie mit jenen Arbeitnehmern zu verfahren ist, die aufgrund
ihrer Position im Unternehmen (zB Geschäftsführer einer GmbH,

uU auch leitende Arbeitnehmer) aus dem Geltungsbereich des
Kollektivvertrags ausgenommen sind und die demnach - man-
gels entsprechender vertraglicher Regelung - bei Vereinbarung

eines Alt-in-Gehalts, wie das bei Managern vötlig übtich ist, gar

keinen Anspruch auf gesonderte Vergütung von Úber- bzw Mehr-

stunden und auch gar keinen Anspruch auf einen gesetzlichen

oder kotlektivvertraglich geregelten ,,Grundlohn bzw ein Grund-
gehalt" haben. lst hier dennoch ein Grundgehalt anzugeben und
wenn ja, welches? Angesichts der im Jahr 2015 weiter verschärf-

ten Anti-Lohn- und Sozialdumping-Bestimmungen sollte vor-

sichtshatber auch in diesen Fätten ein Grundgehalt angeführt
werden, das am besten etwas über dem höchsten Kollektivver-

tragsgehalt des maßgebtichen Kollektivvertrages liegt. Fraglich

wird auch sein, wie mit Al[-in-Verelnbarungen umgegangen wer-

den so[t, die zwischen 28. L2.2015 und 1. 1. 2016 abgeschlossen

wurden. Die Verpflichtung zur Ausweisung des Grundlohns bzw

Grundgehalts bestand bereits seit 29. L2.2015,5 29 AVRAG, der

die erwähnten Folgen bei einem Verstoß vorsieht, trat aber erst

mit 1. 1.2016 in Kraft.

Zudem bereitet der Begriff des ,,ortsüblichen Entgelts", der

sich bereits seit Jahren in 5 10 Abs 1 AÜG findet, seit jeher große

Auslegungsschwierigkeiten und führt zu zahtreichen arbeits-

rechtlichen Streitfällen. Dennoch verwendet der Gesetzgeber in

der Neuregelung des AVRAG erneut diesen Begriff, weshatb wohl
weiterhin Rechtsstreitigkeiten deshalb entstehen werden, weil
(weiterhin) strittig sein wird, was konkret als branchen- und orts-
übticher Normalstundentohn anzusetzen ist.

2. ÄnderungenimArbeitszeitgesetz

2.1. Ausdehnung dertäglichen Höchstarbeitszeit
bei aktiven Reisezeiten

Bereits bisher konnten laut 5 20b Abs 1 AZG die Höchstgrenzen

der Arbeitszeit durch Reisezeiten unbeschränkt überschritten

werden, wenn bzw soweit der Arbeitnehmer während der Reise-

bewegung keine Arbeitsleistungen erbrachte (sogenannte,,pas-

sive Reisezeiten").

Durch den mit dem Arbeitsrechts-Anderungsgesetz 2015 neu

eingefügten 5 20b Abs 6 AZG wird nunmehr eine Verlängerung

der tägtichen Höchstarbeitszelt unter bestimmten Rahmenbe-

dingungen auch für aktive Reisezeiten zugelassen. Demnach ist

ard.lexisnexis.at
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eine Arbeitszeit bis zu zwölf Stunden möglich, wenn während

der Reisebewegung durch das angeordnete Lenken eines Fahr-

zeugs eine Arbeitsleistung erbracht wird. Die Neuregelung gilt
jedoch nicht fürjene Arbeitnehmer, bei denen das Lenken eines

Fahrzeugs deren Hau pttätigkeit bedeutet.

Diese Regelung bedeutet in der Praxis eine wesentliche Er-

leichterung für Arbeitgeber im Zusammenhang mit Dienstrei-

sen, bei denen Bahn oder Flugzeug nicht opportun waren und

wo daher im Auftrag des Arbeitgebers eine Anreise mit dem Pkw

erfolgen musste. Bei derartigen Reisen steltte sich in der Praxis

immer wieder das Problem, dass die das Fahrzeug zum/vom Ort

der Dienstreise (Tagungsort, Ort der vorübergehenden Tätigkeit

etc) lenkenden Dienstnehmer am Anreise- bzw Abreiseweg die

nach dem AZG zulässigen Grenzen überschritten hätten. Arbeit-

geber waren sohin zu völlig unpraktikabten Regelungen und

Maßnahmen gezwungen, um einen Verstoß gegen das AZG und

damit verbundene Verwaltungsstrafen zu vermeiden. Bezahlt

werden müssen die über die Normalarbeitszeit hinausgehenden

Reisezeiten ohnehin entsprechend den kotlektiwertraglichen
bzw vertraglichen Vorgaben, sodass sich ein besonderer Schutz-

gedanke nur im Hinblick auf die mit der Lenktätigkeit verbunde-
nen Anstrengungen ergab, die durch die vom Gesetzgeber ein-

gezogene und nur in den erwähnten Fällen anwendbare Höchst-

grenze von zwölf Stunden aber ohnehin berücksichtigt wird.

2.2. Regelung passiver Reisezeiten betreffend
Lehrlinge über 16 Jahre

lm Rahmen der erwähnten Änderung des AZG wurde auch gteich

ein neuer 5 11 Abs 3a in das KJBG eingefügt. Dieser sieht - 5 20a

AZG nachgebildet - vor, dass eine (passive) Reisezeit für Lehr-

linge dann vorliegt, wenn der Jugendtiche über Auftrag des

Arbeitgebers vorübergehend seinen Dienstort verlässt, um an

einem anderen Ort seine Arbeitsleistung zu erbringen, sofern

während der Reisebewegung keine Arbeitsteistung erbracht
wird. Durch derartige passive Reisezeiten kann die Tagesarbeits-

zeit auf bis zu zehn Stunden ausgedehnt werden, wenn der Ju-

gendtiche in einem Lehr- oder sonstigen Ausbildungsverhältnis
steht und das 16. Lebensjahr vollendet hat; die Grenze für die

Wochenarbeitszeitvon 40 Stunden ändertsich durch diese Rege-

[ung nicht und muss weiterhin eingehalten werden.

ln der Praxis ergibt sich durch die gegenständliche Neurege-

lung insofern eine Anderung, als nunmehr auch Lehrlinge in den

erwähnten Grenzen im Rahmen von Reisezeiten mehr als acht
Stunden täglich arbeiten und daher zB Erwachsene aus dem Be-

trieb zu Ausbitdungszwecken begleiten können. Die Ausdehnung

derArbeitszeit darf dabei nur durch die passiven Reisebewegun-
gen erfolgen und die Arbeitszeit abzüglich Reisezeit die sonst gel-

tenden arbeitszeitrechtlichen Grenzen nicht überschreiten.

2.3. Informationsrecht für Teilzeitbeschäftigte

ln Zukunft müssen Arbeitgeber gemäß dem (ebenfalts) neu in
das AZG eingefügten 5 19d Abs 2a teitzeitbeschäftigte Arbeitneh-
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mer darüber informieren, wenn im Betrieb frei werdende Arbeits-

ptätze ausgeschrieben werden, die zu einem höheren Arbeitszeit-

ausmaß der teitzeitbeschäftigten Arbeitnehmer führen können,

wobei der Begriff der ,,Ausschreibung" iSd 5 9 GtBG zu verstehen

ist. Ein Verstoß gegen 5 L9d Abs 2a AZG ist verwattungsstrafrecht-

lich sanktioniert; dem Arbeitgeber droht gemäß dem neu ergänz-

ten 5 28 Abs 1 Z 6 AZG bei solchen Verstößen eine Geldstrafe in

Höhe von € 20,- bis € 436,-.

ln der Praxis sollen die neuen Bestimmungen verhindern,

dass Teilzeitbeschäftigte bei der Ausschreibung von frei wer-

denden Arbeitsplätzen umgangen werden. Schon bisher enthä[t

I 9 Abs 1 GIBG das Gebot der geschlechtsneutralen Stellenaus-

schreibung, dh, dass es dem Arbeitgeber bereits vor der Neue-

rung durch das Arbeitsrechts-Anderungsgesetz 2015 grundsätz-

lich untersagtwar, eine Stelle nurfür Männer (bzw nurfür Frauen)

auszuschreiben. Da der Großteil der Teitzeitbeschäftigten nach

wie vor weibtiche Mitarbeiter sind, besteht die eigentliche Neue-

rung darin, dass eine offene Stelle nicht nur geschlechtsneutraI

auszuschreiben ist, sondern dass auch sämtliche Arbeitnehmer,

seien sie voll- oder teilzeitbeschäftigt, über solche Ausschreibun-

gen zu informieren sind. Die lnformation kann also nicht - wie

offenbar in der Praxis übtich - etwa per E-MaiI nur an einen be-

stimmten Personenkreis, der ausschließlich aus Vollzeitbeschäf-

tigten besteht, geschickt werden.

Fraglich ist aber, ob eine Umgehung von Teilzeitbeschäftigten

bei der Besetzung von Stelten durch die unterbtiebene Bekannt-

gabe einer Ausschreibung durch die praktisch für den Arbeitge-

ber kaum ins Gewicht fallenden, angedrohten Konsequenzen

für diesen Fall tatsächtich erreicht werden kann. Zudem enthätt

5 19d Abs 2a AZG keine Verpflichtung des Arbeitgebers, im Be-

trieb frei werdende Arbeitsplätze gru ndsätzlich auszuschreiben
(freitich ist für bestimmte Betriebe eine solche Verpflichtung in

Sondergesetzen geregelt) und kann die Regelung wohl auch in
Zukunft nicht verhindern, dass bestimmte Stellen durch interne
Absprache vergeben werden.

3. ÄnderungenimAngestelltengesetz

lm Wege eines Abänderungsantrags im Ausschuss fürArbeit und

Soziales vom 3. 12. 2015 erfolgte kurzfristig noch eine Änderung
des S B Abs 4 AngG (AB 948 BtgNR 25. GP).

Weibtichen Angestellten gebührt demnach der Anspruch auf
das Entgelt gemäß 5 B Abs 4 AngG für die Dauer von sechs Wo-

chen nach der Entbindung nur insoweit, als ihnen nichtWochen-
geld oder Krankengeld zukommt. Kein Entgeltanspruch nach

5 B Abs 4 AngG besteht auch für jene Arbeitnehmerinnen, die sich

vor dem individuellen und absoluten Beschäftigungsverbot vor
der Entbindung in Karenz nach dem MSchG oder in einer Karenz

befanden, die zur Betreuung eines Kindes zivilrechtlich verein-

bart wurde. Nicht umfasst sind dagegen Karenzen, die zur bes-

seren Vereinbarkeit von Beruf und Famitie angetreten wurden,
wie etwa Familienhospizkarenz, Pflegekarenz oder Bildungska-

renz. Ansprüche nach 5 B Abs 4 AngG führen zu keinem Entfall des

Kinderbetreuu n gsgeldes.
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Mit der erwähnten Änderung wurden die gesetztichen An-

sprüche nach 5 B Abs 4 AngG m¡t den gesetzl¡chen Vorgaben in

Sachen Wochengeldanspruch (Leistung aus der Krankenversi-

cherung aus dem VersicherungsfalI der Mutterschaft, der mit Be-

ginn des Beschäftigungsverbotes einsetzt) etc verbunden. Um

THEMA * ARBEITSRECHT

den Arbeitgeber finanzietl zu entlasten, sott der Anspruch auf
Entgett gemäß 5 B Abs 4 AngG für die Dauer von sechs Wochen
nach der Entbindung in der Praxis nur insoweit bestehen, als der
Arbeitnehmerin nicht ohnehin Wochengeld oder Krankengeld
zukommt.

Quelten:
L¡ndmayr, ARD 64731I212015; Soboro, ARD 647611812015; Binder, AVRAG2 (2010); Re/ssner, Angestelltengesetz2 (2015); Schronk, Arbeitszeitgesetze3 (2015).
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